
 

  

S 18 AY 22/19 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Hessisches Landessozialgericht
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung 4
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Anspruchseinschränkung

Einreise
Existenzminimum
Menschenwürde
präventiv
repressiv
Rechtsmissbrauch
Sanktion

Leitsätze Die Anwendung der
Anspruchseinschränkung nach § 1a Abs. 2
i.V.m. § 1a Abs. 1 AsylbLG in der seit 21.
August 2019 geltenden Fassung und ihrer
Vorläuferregelungen ist am Maßstab der
Anforderungen aus BVerfG, Urteil vom 5.
November 2019 – 1 BvL 7/16 –
ausgeschlossen, soweit sich im Einzelfall
durch die Anwendung der Normen deren
repressive Zielsetzung verwirklichte.

Normenkette AsylbLG § 1a Abs. 1
AsylbLG § 1a Abs. 2
SGG § 86b Abs. 1
GG Art. 1 Abs. 1
GG § 20 Abs. 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 18 AY 22/19 ER
Datum 30.12.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 AY 4/20 B ER
Datum 31.03.2020

3. Instanz

Datum -
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Auf die Beschwerde der Antragstellerin wird der Beschluss des Sozialgerichts
GieÃ�en vom 30. Dezember 2019 aufgehoben und die aufschiebende Wirkung ihrer
Klage gegen den Bescheid des Antragsgegners vom 28. Juni 2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23. Oktober 2019 angeordnet.

Zur Aufhebung der Vollziehung hat der Antragsgegner der Antragstellerin vorlÃ¤ufig
120,53 EUR nachzuzahlen. Im Ã�brigen wird der Antrag zurÃ¼ckgewiesen.

Der Antragsgegner hat der Antragstellerin die zur Rechtsverfolgung notwendigen
Kosten fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge zu erstatten.

Der Antragstellerin wird fÃ¼r das Beschwerdeverfahren Prozesskostenhilfe unter
Beiordnung von Rechtsanwalt B., B-Stadt, ohne Pflicht zur Ratenzahlung gewÃ¤hrt.

GrÃ¼nde:

I.

Die Antragstellerin wendet sich mit ihrem Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
gegen eine AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a Abs. 1
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) a.F. bzw. Â§ 1a Abs. 2 i.V.m. Â§ 1a Abs. 1
AsylbLG in der seit 21. August 2019 geltenden Fassung.

Sie wurde 1998 geboren und ist guineische StaatsangehÃ¶rige. Erstmalig am 26.
Oktober 2018 reiste sie in die Bundesrepublik Deutschland ein und stellte einen
Asylantrag. Unter dem Datum vom 16. Januar 2019 verfÃ¼gte die AuÃ�enstelle
Bayreuth des Bundesamtes fÃ¼r Migration und FlÃ¼chtlinge die Ã�berstellung der
Antragstellerin an Spanien. Am 21. Mai 2019 wurde die Antragstellerin nach
Spanien Ã¼berstellt. Am 4. Juni 2019 reiste sie erneut in die Bundesrepublik
Deutschland ein und beantragte am gleichen Tag die DurchfÃ¼hrung eines
weiteren Asylverfahrens. Sie lebte zunÃ¤chst in der Erstaufnahmeeinrichtung
RegierungsprÃ¤sidium GieÃ�en â�� Erstaufnahmeeinrichtung des Landes Hessen
â�� Standort Rotenburg an der Fulda, spÃ¤ter am Standort GieÃ�en.

Die Antragstellerin verfÃ¼gt ausweislich ihrer Angaben im Verwaltungsverfahren
weder Ã¼ber Einkommen noch Ã¼ber VermÃ¶gen.

Mit Bescheid vom 4. Juni 2019 gewÃ¤hrte der Antragsgegner der Antragstellerin
Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG.

Mit Schreiben des Antragsgegners vom 6. Juni 2019 (Bl. 71 ff. der Verwaltungsakte)
wurde die Antragstellerin zu einer beabsichtigten AnspruchseinschrÃ¤nkung nach 
Â§ 1a AsylbLG angehÃ¶rt.

Unter dem Datum des 28. Juni 2009 erlieÃ� der Antragsgegner einen Bescheid mit
den folgenden VerfÃ¼gungssÃ¤tzen: "1. unter Aufhebung meines Bescheides vom
04.06.2019 werden Ihnen in Anwendung der AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a
Abs. 1 Asylbewerberleistungsgesetz ab sofort nur noch die in ihrem konkreten
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Einzelfall nach den UmstÃ¤nden unabweisbar gebotenen Leistungen gemÃ¤Ã� Â§Â§
3, 4 und 6 AsylbLG gewÃ¤hrt. 2. dies gilt zunÃ¤chst fÃ¼r die Dauer von 6 Monaten."
Zur BegrÃ¼ndung wurde ausgefÃ¼hrt, dass im Falle der Antragstellerin
umfangreiche Indizien vorlÃ¤gen, die auf eine sozialleistungsmotivierte Einreise
hindeuteten. Der Asylantrag sei abgelehnt worden und aufgrund des laufenden
Klageverfahrens habe ein weiterer Antrag nicht gestellt werden kÃ¶nnen. Die Erst-
wie auch die Wiedereinreise seien mit keinen bzw. sehr geringen finanziellen Mitteln
erfolgt, so dass der Antragstellerin bewusst gewesen sei, dass sie auf staatliche
Hilfen angewiesen sein wÃ¼rde. Es kÃ¶nne davon ausgegangen werden, dass der
Antragstellerin bekannt sei, dass ihr derzeitiger Aufenthalt rechtswidrig sei, da sie
als ausreisepflichtige Person am 4. Juni 2019 nach Spanien Ã¼berstellt worden sei
und somit sowohl die Ausreiseverpflichtung wie auch die ZustÃ¤ndigkeit Spaniens
bekannt gewesen sei. Unter anderem aufgrund der nicht vorhandenen
Sprachkenntnisse bestehe keine Aussicht auf eine ErwerbstÃ¤tigkeit. Trotz
Ausreisepflicht habe die Antragstellerin die Ausreise noch nicht wieder vollzogen.

Am 29. Juli 2019 legte die Antragstellerin Widerspruch ein.

Mit Widerspruchsbescheid vom 23. Oktober 2019, dem BevollmÃ¤chtigten der
Antragstellerin zugegangen am 25. Oktober 2019, fasste der Antragsgegner den
VerfÃ¼gungssatz zu 1. wie folgt neu: "Der KÃ¼rzungsbetrag fÃ¼r die festgestellte
AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a AsylbLG wird fÃ¼r den Zeitraum vom
28.06.2019 bis zum 31.08.2019 auf 135,00 EUR festgesetzt. Darin enthalten ist im
Wert von 23,00 EUR das als Sachleistung ausgehÃ¤ndigte Ã�PNV-Ticket sowie einen
Barbetrag i.H.v. 112,00 EUR. Der KÃ¼rzungsbetrag fÃ¼r die festgestellte
AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a Abs. 2 AsylbLG i.V.m. Â§ 1a Abs. 1 AsylbLG
wird ab dem 01.09.2019 auf 136,00 EUR festgesetzt. Darin enthalten ist im Wert
von 23,00 EUR das als Sachleistung ausgehÃ¤ndigte Ã�PNV-Ticket sowie einen
Barbetrag i.H.v. 113,00 EUR." Im Ã�brigen wurde der Widerspruch
zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung wurde ausgefÃ¼hrt, dass Barbetrag und
Ã�PNV-Ticket fÃ¼r das soziokulturelle Existenzminimum nicht unerlÃ¤sslich seien,
da der Antragstellerin freies W-LAN zur Kommunikation zur VerfÃ¼gung stehe. Das
Eintreten weiterer Aufwendungen fÃ¼r den soziokulturellen Bereich sei nicht zu
erwarten. FÃ¼r den Bereich Freizeit, Unterhaltung und Kultur wÃ¼rden am Standort
der Erstaufnahmeeinrichtung kulturelle Angebote geboten. Es gebe dort
regelmÃ¤Ã�ig die MÃ¶glichkeit, sich im Rahmen von verschiedenen Aktionen,
Kursen und Angeboten der Sozialarbeiter mit anderen Personen auszutauschen oder
Sportangebote anzunehmen. Angebote fÃ¼r Bildung, z.B. Sprachkurse, seien fÃ¼r
sÃ¤mtliche Bewohner vorbehaltlos zugÃ¤nglich. Auch die Beherbergungs- und
GaststÃ¤ttenangebote der Erstaufnahmeeinrichtung seien vorbehaltlos
zugÃ¤nglich. Im Ã�brigen seien am Standort verschiedene Teestuben fÃ¼r die
Bewohner vorhanden. Hinsichtlich der ausfÃ¼hrlichen BegrÃ¼ndung bezÃ¼glich
der Voraussetzungen des Â§ 45 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz â�� (SGB X) wird auf die Kopie
des Widerspruchsbescheides in der Gerichtsakte, Seite 5-10 (Bl. 17ff. d.A.)
verwiesen. Die Einreise sei zum Zwecke des Leistungsbezugs erfolgt. Die
Antragstellerin habe bereits am gleichen Tage ihrer Wiedereinreise einen Antrag auf
GewÃ¤hrung von Leistungen gestellt. Sie habe bei beiden AntrÃ¤gen angegeben,
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Ã¼ber keine eigenen Mittel zu verfÃ¼gen. Auch eine von Dritten zugesicherte Hilfe
sei nicht dargelegt worden. Neben den fehlenden finanziellen Mitteln erlaubten die
geringen Sprachkenntnisse sowie die fehlende Schulausbildung den Schluss, dass
eine rechtsmissbrÃ¤uchliche Einreiseabsicht von der Antragstellerin verfolgt worden
sei. Die Aufnahme einer entgeltlichen TÃ¤tigkeit komme nicht in Betracht.

Hiergegen erhob die Antragstellerin am 18. November 2019 Klage vor dem
Sozialgericht Fulda (S 7 AY 8/19).

Nach den Angaben ihres BevollmÃ¤chtigten sei die Antragstellerin unmittelbar vor
Klageerhebung nach GieÃ�en umverteilt worden.

Am 26. November 2019 beantragte die Antragstellerin vor dem Sozialgericht
GieÃ�en die aufschiebende Wirkung der Klage wiederherzustellen und den
Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, vorlÃ¤ufig
und unter dem Vorbehalt der RÃ¼ckforderung bis zur rechtskrÃ¤ftigen
Entscheidung Ã¼ber die Klage die beantragten Leistungen in gesetzlicher HÃ¶he ab
Eingang des Antrages bei Gericht zu gewÃ¤hren.

Die Antragstellerin hat vorgetragen, dass die AnspruchseinschrÃ¤nkung im Lichte
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 5. November 2019 â�� 1 BvR
7/16 â�� nicht verfassungskonform sein kÃ¶nne. Hiervon gehe auch das
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen in einem richterlichen Hinweis im
Verfahren L 8 AY 14/19 B ER aus. Zwar kÃ¶nne das Gericht aufgrund von Zweifeln
an der VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit des Â§ 1a AsylbLG die Norm nicht selbst verwerfen.
Es sei allerdings mit Blick auf die aufgeworfenen Fragen im Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes eine gerichtliche Entscheidung im Rahmen der
FolgenabwÃ¤gung zu treffen und insoweit kÃ¶nne dies nur dazu fÃ¼hren, dass die
LeistungskÃ¼rzung bis zum Ausgang der Hauptsache ausgesetzt werde. Im
Rahmen der FolgenabwÃ¤gung sei die Verfassungswidrigkeit der Vorschrift zu
berÃ¼cksichtigen (Hinweis auf LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 4.
Dezember 2019 â�� L 8 AY 36/19 B ER).

Der Antragsgegner hat vorgetragen, der Antragstellerin seien die vor dem
Hintergrund der GewÃ¤hrung des aus Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz (GG) i.V.m. Art. 20
Abs. 1 GG folgenden menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums unabweisbaren
Leistungen gewÃ¤hrt worden. Â§ 1a AsylbLG sei nicht verfassungswidrig (Hinweis
auf BSG, Urteil vom 12. Mai 2017 â�� B 7 AY 1/16 R â��,
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